
BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

I I  ZR 135/72 URTEIL Verkündet am
2, Mai 1974 

Werner,
Ju s tizh au p tsek re tä r

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in  dem R e c h ts s tre it

2.

3.

4.

Beklagten und R ev isionsk läger, 

Prozeßbevollm ächtig ter; Rechtsanwalt

gegen

K lägerin und Revisionsbek lag te ,

-  Prozeßbevollm ächtigter Rechtsanwalt



J

2 -

Der II* Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 2* Mai 1974 durch 
den Vorsitzenden Richter Stimpel und d ie Richter 
Dr. Schulze, Fleck, Dr. Kellermann und Dr. Tidow

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel der Beklagten 
werden das U rte il des 6. Z ivilsenats des 
Oberlandesgerichts in  Saarbrücken vom 
21* September 1972 und das U rte il der 
Kammer für Handelssachen I des Land­
gerichts in  Saarbrücken vom 6* Januar 1971 
aufgehoben«

Die Klage wird abgewiesen«

Die Klägerin trä g t  die Kosten des Rechts­
stre its«

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien sowie Hermann B ^ B ^  und Frau 
waren die G esellschafter der Firma Gebrüder
Kommandit gesells chaft und zwar die Klägerin
als Kommanditistin« Sie hat in  diesem R echtsstreit zu­
nächst die Auflösung der Gesellschaft beantragt« Später 
hat sie die Gesellschaft gemäß § 4 des G esellschafts- 
vertrages zum 31. März 1970 gekündigt. Die Parteien
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s tre ite n  nunmehr in  e rs te r  Linie darüber, ob infolge 
der Kündigung die Gesellschaft aufgelöst (so die Klägerin) 
oder die Klägerin ausgeschieden i s t  (so die Beklagten), 
wobei sich jede Partei auf § 8 und die Klägerin zur Aus­
legung d ieser Bestimmung auch auf § 4 des G esellschafts- 
Vertrages glaubt berufen zu können«

Diese Vorschriften lauten:

n § 4: Dauer der Gesellschaft«
Die Dauer der Gesellschaft wird fü r die Zeit 

b is zum 31. März 1970 vereinbart. Die Gesellschaft 
g i l t  jeweils um w eitere fünf Jahre verlängert, wenn 
von keinem der G esellschafter spätestens ein Jahr 
vor Vertragsablauf, d. h. erstm alig am 31. März 1969, 
durch eingeschriebenen Brief eine Kündigung e rfo lg t.

§ 8: Ausscheiden eines G esellschafters.
(1) Scheidet ein Gesellschafter infolge Kündigung 

des G esellschaftsvertrages durch ihn se lb s t oder 
durch einen seiner Privat gläubiger, der durch g e rich t­
liches U rte il oder gerichtlichen Beschluß in  den 
Besitz seines Geschäftsanteiles oder seiner Kommandit­
einlage gekommen i s t ,  oder infolge Konkurs- oder 
Vergleichsverfahren über sein  Vermögen aus, so sind 
die anderen G esellschafter berech tig t, die Gesell­
schaft unter Beibehaltung der Firma und Übernahme 
a lle r  Aktiven und Passiven fortzuführen«

(2) Scheidet einer der Komplementäre aus irgend­
einem Grunde aus, so wird die Gesellschaft unter den 
verbleibenden Gesellschaftern bzw. deren Erben f o r t ­
gesetzt . . . "

Gemäß den beiden Hauptanträgen -  den Auflösungsantrag 
verfo lg t die Klägerin nur noch hilfsw eise -  haben die Var- 
instanzen fe s tg e s te l l t ,  die Gesellschaft sei aufgelöst und 
die Beklagten v e ru r te i l t ,  die Auflösung zum Handels-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


reg is te r anzumelden* Mit der Revision, deren Zurück­
weisung die Klägerin beantragt, erstreben d ie  Beklagten 
weiterhin die Abweisung der Klage*

Entscheidungsgründe:

Die Revision i s t  begründet*

1* Das Berufungsgericht meint, die Kündigung der 
Klägerin habe die G esellschaft gemäß §§ 161 , 131 Nr* 6 HGB 
in Verbindung mit § 4 des G esellschaftsvertrages aufge­
lö s t .  Wenn § 8 des Vertrages überhaupt auf Fälle der 
Kündigung eines G esellschafters nach § 4 anwendbar se i, 
so enthalte jedenfalls nur § 8 Abs* 2 eine Vereinbarung, 
daß der Kündigende aus scheide und die Gesellschaft von 
den übrigen Gesellschaftern automatisch fo rtg ese tz t werden* 
Die Klägerin sei aber Kommanditistin* Für ihre Kündigung 
komme daher a lle n fa lls  § 8 Abs. 1 in Frage* Dort sei je ­
doch eindeutig ausgesprochen, daß die Übrigen Gesell­
schafter zur Fortführung der G esellschaft nur "berechtig t” 
seien, so daß, um die Auflösung zu vermeiden, ein  -  h ier 
u n s tre itig  n ich t gefaßter -  Beschluß erforderlich  ge­
wesen wäre. Wie b e re its  im R echtsstreit des Kaufmanns 
Hermann B ^ ^ P  gegen den Beklagten zu 1 für die gleich­
lautende Bestimmung des G esellschaftsvertrags der 
Kommanditgesellschaft B e ^ |p  im Berufungsurteil vom 
24* Juni 1971 ausgeführt, se i "für eine andere Auslegung 
des insoweit klaren Textes” kein Raum* Insbesondere ein 
Vergleich mit der Fassung des Abs. 2 ( ” • • • wird * • • fo r t­
g e se tz t”) zeige, daß die Vertragspartner eine unter-
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schiedliche Regelung für das "Ausscheiden" eines 
Kommanditisten und eines Komplementärs hätten treffen  
wollen. Es sei nicht notwendig, genau zu erforschen, 
welches Motiv dieser Vereinbarung zugrunde gelegen habe. 
Auch wenn die B eteiligten v ö llig  falsche Vorstellungen 
von den Konsequenzen ih rer Abreden gehabt haben sollten  
oder wenn die Bestimmungen unzweckmäßig wären, wäre 
es nicht zu lässig , "den unzweideutig erk lärten  Partei -  
w illen im Wege einer Auslegung nachträglich abzuändern". 
Die Klägerin sei daher nicht aus geschieden, sondern weiter 
M itgesellschafterin der Beklagten in  der -  aufgelösten - 
G esellschaft.

Diesen Ausführungen kann aus Rechtsgründen nicht ge­
fo lg t werden.

Die vom Berufungsgericht bejahte Frage, ob eine Ver­
tragsbestimmung eindeutig in  dem Sinne i s t ,  daß s ie  über 
ihren Wortlaut hinaus nicht aus gelegt werden kann, i s t  
nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
Rechtsfrage und daher in  der Revisionsinstanz f r e i  nach­
prüfbar (BGHZ 32, 60, 63). Der Revision i s t  rächt zu 
geben, daß s ie  zu verneinen i s t .  Die gegenteilige Annahme 
des Berufungsgerichts sch e ite rt schon daran, daß in  
§ 8 Abs. 1 von einem "besonderen Beschluß der verbleiben­
den Gesellschafter" keine Rede i s t  und die Bestimmung, 
die anderen G esellschafter "seien berech tig t, die Gesell­
schaft . . .  fortzuführen", ohne einen solchen Zusatz für 
sich a lle in  sowohl im Sinne des Berufungsgerichts a ls  
auch in dem Sinne verstanden werden kann, den übrigen

✓



Gesellschaftern solle gegenüber einem M itgesellschafter, 
der von dem Kündigungsrecht Gebrauch mache, auch ohne 
besonderen Beschluß das Recht auf liquidations lose 
Weiterführung der Gesellschaft (unter Abfindung des 
Aus scheidenden) eingeräumt werden«

Das angefochtene U rte il beruht mithin auf einer 
Verletzung des § 133 BGB« Der Senat bat deshalb, da es 
zu diesem Punkt keiner weiteren tatsächlichen Fest­
stellungen bedarf, den G esellschaftsvertrag selbständig 
auszulegen« Das füh rt zu folgenden Ergebnissen:

Die von der Klägerin vertretene und vom Berufungs­
gericht übernommene Auffassung, § 8 Abs« 1 enthalte 
für den Fall der Kündigung eines Kommanditisten keine 
Fortsetzungsklausel im Sinne des § 138 HOB, sondern 
eröffne den übrigen Gesellschaftern nur die Möglichkeit, 
durch gemeinsame, nach § 13 des Vertrages eines Mehrheits­
beschlusses bedürfende Fartsetzungserklärung die Auf­
lösung der Gesellschaft zu verhindern, hat led ig lich  in 
der unterschiedlichen Wortfassung der Absätze 1 und 2 des 
§ 8 eine gewisse Stütze« In Abs« 2 , wo die Folgen des 
Ausscheidens eines persönlich haftenden G esellschafters 
näher geregelt sind, haben die G esellschafter eine echte 
Fqrtsetzungsklausel zw eifelsfrei formuliert« In Abs« 1 
i s t  dagegen, wie schon e rö r te r t , von einer "Berechtigung11 
der anderen G esellschafter, die G esellschaft fortzusetzen , 
die Rede. Das mag für sich a lle in  die Folgerung nahelegen, 
die Parteien hätten mit d ieser unterschiedlichen Wortwahl 
unterschiedliche Rechtsfolgen für die Kündigung der beiden
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Gesell schaf te r  gruppen bestimmen wollen* Das wird aber 
aus zwei Gründen, die g le ich fa lls  dem Wortlaut un­
m itte lbar zu entnehmen sind, erheblich in  Frage ge­
s t e l l t  :

Einmal wird durch den übrigen Inhalt des § 8 wider­
le g t, daß den in  Absatz 2 getroffenen Bestimmungen für 
Komplementäre in  Absatz 1 solche für Kommanditisten in 
dem Sinne hätten gegenüb er g e s te ll t  werden so llen , daß 
jeweils auch fü r die Kündigung etwas anderes gelten 
so lle . Absatz 1 spricht ganz allgemein von "Gesell­
schaftern" und meint damit e rs ic h tlic h  Kommanditisten 
und persönlich haftende G esellschafter gleichermaßen. 
Abgesehen davon, daß kaum zu erklären wäre, warum die 
Vertragspartner im ersten Absatz das Wort "Kommanditist" 
n ich t verwandt hätten , wenn Unterschiede gewollt gewesen 
wären, wird in  dem weiteren S a tz te il dieses Absatzes von 
dem "Geschäftsanteil" oder der "Kommanditeinlage" eines 
G esellschafters gesprochen; das wäre ebenfalls nicht 
verständlich , hätte  h ie r nur fü r Kommanditisten etwas 
geregelt werden so llen . I s t  danach vielmehr anzunehmen, 
Absatz 1 besitze für die G esellschafter schlechthin 
Geltung, kann aus der unterschiedlichen Formulierung 
der Kündigungsfolgen in  den beiden Absätzen schwerlich 
eine gewollte Unterscheidung in der Sache h erg e le ite t 
werden.

Zum anderen i s t  § 8 mit der Ü berschrift "Ausscheiden 
eines G esellschafters" versehen und in  a llen  Absätzen 
dem Wortlaut nach ebenfalls nur bestimmt, welche Folgen 
es h a t, wenn ein Gesellschafter "ausscheidet". Von dem
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Ausscheiden eines G esellschafters kann im Rechtssinne 
nur gesprochen werden, wenn die G esellschaft fortbe­
s teh t (vgl, § 738 BGB), nicht aber, wenn sie  aufgelöst 
wird, weil dann sein G esellschaftsverhältnis b is zur 
Vollbeendigung der G esellschaft bestehen bleibt« Inso­
fern  deuten daher die vertraglichen Formulierungen ganz 
darauf hin, daß die Vertragspartner auch fü r den Fall 
der Kündigung durch einen Kommanditisten die Möglichkeit 
einer Auflösung der Gesellschaft gar nicht ins Auge ge­
faß t haben«

Das Berufungsgericht hat a llerd ings noch die Ansicht 
v e rtre ten , § 8 des G esellschaftsvertrages g e lte  für die 
Kündigung nach § 4 überhaupt n ich t: Denn einmal handele 
§ 8 nur von den Folgen des Ausscheidens eines Gesell­
schafters, besage aber n ich t, daß der kündigende Gesell­
schafter aus scheide; zum anderen, so meint es , wäre die 
Festsetzung der zunächst b is 31* März 1970 vorgesehenen 
Ge se lls  chaftsdauer in  § 4 sinnlos, wenn die Gesellschaft 
in  jedem Kündigungsfalle automatisch fo rtg ese tz t werde 
und damit schon bei Vertragsschluß festgestanden hä tte , 
daß sie durch die in  § 4 vorgesehene Kündigung zum 
31« März 1970 keinesfa lls  aufgelöst werden könne« Bei 
diesen Ausführungen hat das Berufungsgericht jedoch tber­
sehen , daß § 8, wie schon dargelegt, den Fall des Aus­
scheidens eines G esellschafters "infolge Kündigung des 
G esellschaftsvertrages durch ihn se lb st"  besonders er­
wähnt, und daß mit d ieser Wendung überhaupt nur das in  
§ 4 geregelte Kündigungsrecht gemeint gewesen sein kann. 
Denn die ordentliche Kündigung i s t  dort abschließend 
geregelt, nämlich eingeengt auf Zeitabstände von fünf 
Jahren; ein außerordentliches Kündigungsrecht aber
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haben die G esellschafter nicht vereinbart, so daß 
insoweit die gesetzliche Regelung g i l t ,  nach der bei 
wichtigem Grund keine Kündigung möglich, sondern die 
Auflösungsklage erforderlich  i s t  (§ 133 HGB). Das 
Berufungsgericht s t e l l t  insoweit auch n ich ts anderes 
fe s t. § 8 Abs. 1 reg e lt daher gerade die Folgen der 
Kündigung des G esellschafters nach § 4. Die in  § 4 
bestimmte Vertragsdauer und die Verlängerungsklausel 
werden, wenn man dies a lle s  berücksichtig t, entgegen 
der Ansicht des Berufungsgerichts auch keineswegs 
sinnlos: Da do rt von einer Auflösung der Gesellschaft 
keine Rede i s t ,  i s t  § 4 zwanglos dahin zu verstehen, 
daß die Gesellschaft mit a llen  b e te ilig ten  Gesell­
schaftern jeweils für w eitere fünf Jahre verlängert 
wird, f a l ls  keiner kündigt.

Danach spricht die Vertragsurkunde bei einer Gesamt - 
Würdigung ih rer Einzelheiten nicht nur nicht gegen, 
sondern für eine bei Kündigung a l le r  G esellschafter 
geltende Fort Setzungsklausel, wie sie für die persönlich 
haftenden G esellschafter eindeutig form uliert worden i s t .  
Unabhängig davon wird durch weitere Gesichtspunkte e r­
h ä r te t ,  daß eine dahingehende* Auslegung a lle in  dem im 
Vertrage zum Ausdruck gekommenen Villen der Vertrags­
partner en tsp rich t. Behalten sich G esellschafter für 
den Fall der Kündigung des G esellschaftsverhältnisses 
durch einen von ihnen eine Entschließung vor, ob sie 
es bei der Auflösung der Gesellschaft bewenden lassen 
oder ob sie  diese unter Abfindung des Kündigenden fo r t­
setzen wollen, so beruht das in  der Regel auf der Über­
legung, daß sich bei Vertrags Schluß im allgemeinen noch
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nicht übers dien lä ß t, ob s ie  später die Abfindung 
fin an z ie ll tragen und die Gesellschaft auch ohne die 
M itarbeit des kündigenden G esellschafters erfo lgreich  
fortsetzen  können« Einer solchen Überlegung haben aber 
die Vertragschließenden im vorliegenden Falle e rs ich t­
lic h  keinen Raum gegeben« Denn für den F all der Kündi­
gung eines persönlich haftenden G esellschafters haben 
sie  sich  die Möglichkeit zu einer solchen Entschließung, 
wie § 8 Abs« 2 zeig t, gerade nicht offen gehalten, ob­
gleich der Beklagte zu 1 und Hermann Becker, ursprünglich 
die beiden einzigen persönlich haftenden G esellschafter, 
zunächst mit je 40 % am G esellschaftskapital b e te ilig t 
und in  der Geschäftsführung tä t ig  waren, die Gesellschaft 
daher mit einer hohen Abfindungssumme rechnen und den 
Verlust seiner M itarbeit in  Kauf nehmen mußte« Mit dem 
Entschluß, den Bestand der G esellschaft fü r diese ge­
wichtigen Fälle von vornherein sicherzustellen  und das 
damit verbundene w irtschaftliche Risiko in Kauf zu 
nehmen, uäre es n ich t zu vereinbaren, w ollte man den 
Gesellschaftern u n te rs te llen , s ie  hätten bei Vertrags­
schluß dieselbe Zielsetzung nicht v e rfo lg t, f a l ls  ein  
Kommanditist kündigen so llte , obgleich dessen Ausscheiden 
die Geschäftsführung überhaupt n icht berühren und dessen 

, Abfindung wegen der ungleich geringeren Kapitalbeteiligung 
von höchstens 10 % weit weniger problematisch sein  würde« 
Einen vernünftigen Grund, der dennoch eine solche Unter­
scheidung hätte  verständlich machen können, hat die 
Klägerin in  den Tatsachen Instanzen n ich t darzulegen ver­
mocht.
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Im wesentlichen mit diesen Erwägungen hat der 
Senat b e re its  in  seinem U rte il II  ZR 85/71 vom 
12. Oktober 1972 « WM 1973, 37 den gleichlautenden 
§ 8 Abs. 1 des G esellschafts Vertrages der B e^H ^ KG 
dahin aus gelegt, daß auch fü r den Fall der Kündigung 
eines Kommanditisten eine vorbehaltlose Fartsetzungs- 
klausel vereinbart und der Fortbestand der Gesellschaft 
von einem Gesellschafterbeschluß nicht abhängig gemacht 
worden i s t .  Der Senat kann sich zwar h ie r -  im Gegen­
satz zum Falle der B e ^ |^  KG -  nicht noch auf eine 
Feststellung des Berufungsgerichts stü tzen , der Gesell­
schaftsvertrag habe als "Familienbindung für v iele 
Generationen1* geschlossen werden so llen , so daß es seiner­
z e it auch aus diesem weiteren Grunde nahe lag, eine 
Mechte” Fortsetzungsklausel anzunehmen. Das war aber 
nur ein zusätzlicher Gesichtspunkt, auf den es nicht 
entscheidend ankam.

Danach hat die Kündigung der Klägerin die Gesell­
schaft nicht aufgelöst. Sie i s t  vielmehr aus der Gesell­
schaft aus ge schieden. Ihre Hauptanträge, die Auflösung 
der G esellschaft festzuste llen  und die Beklagten zu 
v e ru rte ilen , die Auflösung zum Handelsregister anzu­
melden, sind daher unbegründet.

2. I s t  aber die Klägerin aus geschieden, so kann sie 
nicht mehr gemäß § 133 HGB die Auflösung der Gesellschaft 
verlangen, denn die Auflösungsklage se tz t zwingend die 
Zugehörigkeit zur Gesellschaft voraus. Der H ilfsantrag 
i s t  mithin ebenfalls unbegründet.

1
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Damit i s t  die Klage unter Aufhebung der vorinstanz­
lichen U rteile insgesamt abzuweisen«

Stimpel Dr« Schulze Fleck Dr. Kellermann Dr. Tidow
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